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BMWE-Stellungnahme 

zur Zulässigkeit von Bewilligungen nach Auslaufen des Befristeten Rahmens 

einschließlich der Wirkung der vorläufigen fristwahrenden Bescheide, die in 

Abstimmung mit BMWE vor Auslaufen des Befristeten Rahmens (TF) am 30.6.2022 in 

den Corona-Überbrückungshilfen von den Bewilligungsstellen versendet worden sind 
 

Berlin, 5. Juni 2026 
 

I. Sachverhalt 

Diese Stellungnahme knüpft an die Stellungnahmen des BMWE vom 31. Juli 2025 zum 

Beschluss des OVG NRW (4A2468/24) sowie vom 6. November 2025 zu den Urteilen 

des VG Düsseldorf (9K 7656/23 und 18 K 5304/23) an, mit denen das BMWE bereits 

zur Wirkung des vorläufigen fristwahrenden Bescheides bzw. des Toode-Urteils des 

EuGH auf Bescheidungen nach Auslaufen des TF Stellung genommen hatte. 

Nunmehr haben ein Berufungszulassungsbeschluss des OVG NRW vom 14. April 2026 

(Az. 4 A 104/26) sowie ein Urteil des VG HH vom 29. April 2026 (Az. 16 K 3160/23) 

erneut zum vorläufigen fristwahrenden Bescheid ausgeführt. Aus diesem Anlass geht 

BMWE hier ergänzend auf die Ausführungen in der Rechtsprechung zu vorläufigen 

fristwahrenden Bescheiden in den Corona-Wirtschaftshilfen ein. 

II. Stellungnahme 
 

1. Der EuGH vertritt in ständiger Rechtsprechung die Auffassung, dass als Zeitpunkt 

der Gewährung von Beihilfen derjenige gilt, in dem der Beihilfeempfänger nach dem 

geltenden nationalen Recht einen Rechtsanspruch auf die Beihilfe erwirbt. Dazu 

müssen sämtliche Voraussetzungen berücksichtigt werden, die im nationalen Recht 

für den Erhalt der Beihilfe vorgesehen sind. (vgl. C-129/12 v. 21. März 2013, 

Magdeburger Mühlenwerke, Rz. 40f.). Übertragen auf den Fall der 

Billigkeitsleistungen der Corona-Wirtschaftshilfen heißt dies, dass vor Ablauf des TF 

ein Anspruch auf der Grundlage des Gleichheitssatzes aus Art. 3 Abs. 1 GG in 

Verbindung mit der Selbstbindung der Verwaltung durch praktizierte ständige 

Verwaltungspraxis bei Anwendung der Förderbedingungen bestanden haben muss. 

In den Fällen eines fristgerecht gestellten Antrages und bei tatsächlich vorliegenden 

Fördervoraussetzungen müsste die Bewilligungsstelle im Rahmen des 

Gleichbehandlungsgrundsatzes unter Beachtung ihrer Verwaltungspraxis den 

Antrag auf Gewährung einer Billigkeitsleistung positiv bescheiden.  

 

2. Der vorläufige fristwahrende Bescheid sichert nach Auffassung des BMWE dem 

antragstellenden Unternehmen bei Vorliegen der Fördervoraussetzungen diesen 

Anspruch auf Gleichbehandlung. Er hat den Antragstellenden bestätigt, dass ihr 

Antrag fristgerecht eingegangen ist und den Anspruch auf die beantragte Leistung 
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dem Grunde nach vorläufig festgesetzt. Eine Auszahlung erfolgte erst nach weiterer 

Prüfung der Fördervoraussetzungen. 

3. BMWE hat in den vorausgegangenen Stellungnahmen bereits dargelegt, dass für 

die vorläufige Bescheidung die Voraussetzung eines sachlichen Grundes 

vorgelegen hat (vgl. BVerwG, NVwZ 2010, 643, 645). Ein sachlicher Grund war 

gegeben, weil in den Corona- Überbrückungs- und Außerordentlichen 

Wirtschaftshilfen vor dem Auslaufen des TF am 30. Juni 2022 im Kontext des 

Massenverfahrens von etwa 2,45 Mio. einzelnen Anträgen eine endgültige 

Ermittlung des Sachverhaltes durch die Bewilligungsstellen (d.h. eine Prüfung aller 

Anträge auf das Vorliegen der Anspruchsvoraussetzungen) nicht möglich war. Es 

bestand daher eine tatsächliche Ungewissheit (vgl. hierzu BVerwG in BVerwG, 

NVwZ 2010, 643, RN 15 sowie das in Rn. 21 zitierte BSG-Urteil, NZA 1988, 292, 

294f). Es war organisatorisch schlicht nicht leistbar, alle Anträge vor Auslaufen des 

TF zu prüfen. Alle Antragsteller, die rechtzeitig Anträge eingereicht hatten, sollten 

aber gleichbehandelt und -beschieden werden, unabhängig von den in den 

Bewilligungsstellen vorhandenen Kapazitäten. Dem vorläufigen VA kommt eine 

Sicherungsfunktion zu, wenn ein weiteres Zuwarten die Realisierbarkeit der 

intendierten Regelung verhindern würde. Aus Sicht des BMWE war die vorläufige 

Bescheidung mit der Gewährung dem Grunde nach zulässig. Darüber war die 

Europäische Kommission auch vorab informiert.  

 

4. Bei den in den Corona-Hilfen vor Auslaufen des TF versendeten vorläufigen 

fristwahrenden Bescheiden wurde zwar ein Vorbehalt erklärt, bei der getroffenen 

Vorbehaltsentscheidung hängt die Beihilfegewährung aus hiesiger Sicht aber nicht 

„von einem künftigen, ungewissen und auch nicht allein vom Auswählenden 

herbeizuführenden Ereignis ab“, was eine Beihilfegewährung ggf. ausschließen 

könnte (zitiert nach VG Hamburg, Urt. v. 29. April 2026, Az. 16 K 3160/23, dort mit 

Verweis auf Rspr. des BVerwG). Dem vom VG Hamburg zitierten Urteil des BVerwG 

liegt ein anderer Sachverhalt zu Grunde, denn dort hatte sich der Vorbehalt auf eine 

erst später beantragte und von einer anderen Behörde zu entscheidenden 

Mittelbereitstellung bezogen (vgl. BVerwG v. 7. Juli2020, 8 B59/19). Hier ist der 

Vorbehalt allein deshalb erfolgt, weil das Vorliegen der materiellen Voraussetzungen 

der fristgerecht beantragten Hilfen durch die „auswählende“ Bewilligungsstelle nicht 

vor Ablauf des TF geprüft werden konnte. Die Antragsteller konnten auf Grundlage 

des vorläufigen fristwahrenden Bescheides davon ausgehen, dass sie bei 

Vorliegen der Fördervoraussetzungen gleichbehandelt werden und die Hilfe 

ausgezahlt werden muss.  

 

5. Nach hiesiger Ansicht werden die nach nationalem Recht zu beurteilenden 

Voraussetzungen, die an den Erwerb eines sicheren Rechtsanspruches gestellt 

werden, teilweise zu eng gefasst (vgl. hierzu auch die o.g. Stellungnahme u.a. zum 

Urteil des VG Düsseldorf, das z.B. mit dem Rechtsgedanken des § 75 VwGO und 
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der theoretischen Möglichkeit einer Bescheidung vor dem Auslaufen des TF 

argumentiert hat (vgl. VG Düsseldorf vom 31.7.25, 9 K 7657/23, S. 24) Die 

behördlichen Ressourcenengpässe im damals unvermeidbaren Massenverfahren 

werden mit einer solchen Argumentation  gerade zu Lasten der Antragsteller 

berücksichtigt. 

 

6. Soweit das VG Hamburg (im Urteil vom 29. April 2026) trotz Vorliegens eines 

vorläufigen fristwahrenden Bescheides eine ggf. bestehende Obliegenheit der 

Antragsteller annimmt, um gerichtlichen Eilschutz (§ 123 Abs. 1 VwGO) vor Ablauf 

des TF zu ersuchen, um sich auf das Recht auf einen wirksamen Rechtsbehelf 

gemäß Art. 47 Abs. 1 Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GrdCh) 

berufen zu können, wird dies der damaligen Krisensituation mit einer Vielzahl noch 

offener Anträge nicht gerecht.  

 

7. Zum Teil werden zudem nach hiesiger Auffassung aus dem Toode-Urteil fehlerhafte 

Schlüsse gezogen. Zwar bezieht sich der Tenor des Toode-Urteils konkret auf die 

Situation eines ablehnenden Bescheids vor Auslaufen des TF. Dies erklärt sich 

jedoch aus der konkreten Formulierung der Vorlagefrage. Der EuGH hat in diesem 

Urteil bestätigt, dass das Auslaufen des TF nicht dazu herangezogen werden kann, 

den gerichtlichen Rechtsschutz zu verkürzen. Er führt in Rn. 27 des Urteils aus, 

dass „[D]ie Wirksamkeit des in Art. 47 Abs. 1 der Charta garantierten Rechts auf 

einen Rechtsbehelf für einen Einzelnen wie TOODE [...] nicht gewährleistet werden 

könnte, obwohl […] der Kläger, der die betreffende Beihilfe beantragt hat, 

ursprünglich alle Bedingungen erfüllte, um die Beihilfe in dem durch die betreffende 

Beihilferegelung festgelegten zeitlichen Rahmen in Anspruch zu nehmen.“ Das 

Toode-Urteil trifft keine Aussage darüber, dass ein gesicherter Anspruch nur dann in 

Betracht kommt, wenn ein ablehnender Bescheid innerhalb der Ausschlussfrist der 

Regelungen des TF ergangen ist. Vielmehr stellt das Urteil die allgemeine Wertung 

auf, dass eine begründete Klage keine Wirkung entfalten könnte, wenn allein das 

Ausschlussdatum des 30.6.2022 dem Verpflichtungsurteil entgegen steht, und dass 

dies nicht mit Art. 47 GrdCh vereinbar wäre. 

 

8. Aus Sicht des BMWE geht das OVG NRW in seinem neuen Beschluss vom 14. April 

2026 differenzierter (im Vergleich zu seiner vorherigen Rechtsprechung) an die 

Frage der Wirkung des vorläufigen fristwahrenden Bescheides heran. Das 

OVG verweist darauf, dass eine noch nicht verbindlich erfolgte Bewilligung nach 

Ablauf der Geltungsdauer des TF nur noch in Betracht kommt, wenn der 

Beihilfeempfänger nach dem geltenden nationalen Recht einen Anspruch erworben 

hatte und der Mitgliedstaat daraus folgend zu ihrer Gewährung verpflichtet war. Dies 

setzt nach der Rechtsprechung des EuGH voraus, dass in dem durch die 

Beihilferegelung festgelegten zeitlichen Rahmen sämtliche im nationalen Recht für 

den Erhalt der Beihilfe vorgesehenen Voraussetzungen erfüllt waren.  
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Der Beschluss führt weiter aus, dass bei der Sachlage im konkreten Fall „nicht 

ohne Weiteres vom Bestehen eines sicheren Rechtsanspruches auf die 

begehrte Überbrückungshilfe IV auf der Grundlage des Gleichheitssatzes aus Art. 3 

Abs. 1 in Verbindung mit der bis zum 30.6.2022 praktizierten ständigen 

Verwaltungspraxis bei Anwendung der Förderrichtlinie ausgegangen werden kann“ 

(Hervorhebungen durch BMWE). Aus dieser Aussage lässt sich im Umkehrschluss 

schließen, dass dies nach Auffassung des OVG bei anderer Sachlage aber 

durchaus der Fall sein kann. Hierbei berücksichtigt das OVG, dass auch der 

vorläufige fristwahrende Bescheid nur dann dazu führt, dass der Anspruch auf 

Gleichbehandlung greift, wenn die materiellen Voraussetzungen vor Auslaufen des 

TF vorgelegen haben. 

III. Abschließende Bewertung: 

Aus fachlicher Sicht sollte die bisherige Rechtsprechung aus NRW und Hamburg, 

soweit sie sich gegen eine Wirkung des vorläufigen fristwahrenden Bescheides 

ausspricht, über die in dieser Rechtsprechung entschiedenen Einzelfälle hinaus für 

die Bearbeitung von Rechtsbehelfsverfahren durch die BWS bzw. in der 

Schlussabrechnung keine Auswirkungen haben. Dies gilt in allen Fällen, in denen 

die BWS bei Vorliegen der Fördervoraussetzungen Corona-Hilfen bewilligt haben. 

Den von den Gerichten in diesem Zusammenhang entschiedenen Verfahren lagen 

Fälle zugrunde, in denen die Bewilligungsstellen (weitergehende) Hilfen abgelehnt 

haben. 

Die rechtliche Argumentation gegen eine Wirkung enthält aus Sicht des BMWE 

keine rechtlich tragfähigen verallgemeinerungsfähigen Gesichtspunkte, die einer 

Beibehaltung der hiesigen Rechtsauffassung zum Vorliegen eines „gesicherten 

Anspruchs“ entgegenstehen. Der neue Berufungszulassungsbeschluss des OVG 

NRW vom 14. April 2026 stützt demgegenüber aus Sicht des BMWE die 

Auffassung, dass dem vorläufigen fristwahrenden Bescheid Bedeutung 

beizumessen ist in den Fällen, in denen nach Prüfung durch die BWS die 

Fördervoraussetzungen vor Auslaufen des TF vorgelegen haben.  

 


